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Nach den §§ 2 ff des Gesetzentwurfes dürfen die Behörden der Zollverwaltung 

unangemeldet Geschäftsräume und Grundstücke des Arbeitgebers und des 

Auftraggebers von selbstständig tätigen Personen während der Arbeitszeit der 

dort tätigen Personen betreten (§ 3 Abs. 1) und prüfen, ob  

 

1. die sich aus den Dienst- oder Werkleistungen ergebenden Pflichten nach 

§ 28 a SGB IV erfüllt werden oder wurden, 

 

2. aufgrund der Dienst- oder Werkleistungen Sozialleistungen nach dem 

Zweiten und Dritten Buch des Sozialgesetzbuches oder Leistungen nach 

dem Altersteilzeitgesetz zu Unrecht bezogen werden oder wurden, 

 

3. die Angaben des Arbeitgebers, die für die Sozialleistungen nach dem Drit-

ten Buch Sozialgesetzbuch erheblich sind, zutreffend bescheinigt wurden, 

 

4. Ausländer mit einer erforderlichen Genehmigung und nicht zu ungünstige-

ren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer oder 

Arbeitnehmerinnen beschäftigt werden oder wurden und 

 

5. Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 

eingehalten werden oder wurden und 

 

6. ob Anhaltspunkte dafür bestehen, dass Steuerpflichtige den sich aus den 

Dienst- oder Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht 

nachgekommen sind. 

 

Die Bundesrechtsanwaltskammer hält es für erforderlich, dass zu Beginn einer 

Prüfung dem zu prüfenden Arbeitgeber oder Auftraggeber eine Prüfungsanord-

nung ausgehändigt wird, in der der Prüfungsgegenstand beschrieben ist. An-

zugeben ist, ob und welche der Prüfungsgegenstände gemäß § 2 Abs. 1 des 

Gesetzes geprüft werden. 
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Die Angabe des Prüfungsgegenstandes nach Nr. 6 hat die Wirkung, dass ab 

dem Erscheinen des Angehörigen der Zollverwaltung eine strafbefreiende 

Selbstanzeige nach § 371 AO wegen Steuerhinterziehung nicht mehr möglich 

ist. § 371 Abs. 2 AO hat folgenden Wortlaut: 

 

„Straffreiheit tritt nicht ein, wenn vor der Berichtigung, Ergänzung o-

der Nachholung ein Amtsträger der Finanzbehörde zur steuerlichen 

Prüfung oder zur Ermittlung einer Steuerstraftat oder einer Steuer-

ordnungswidrigkeit erschienen ist oder...“ 

 

Durch die Überreichung einer Prüfungsanordnung soll auch verhindert werden, 

dass jedes Erscheinen eines Angehörigen der Zollverwaltung eine strafbefrei-

ende Selbstanzeige ausschließt, weil er möglicherweise auch prüft, ob Anhalts-

punkte dafür bestehen, dass Steuerpflichtige den sich aus den Dienst- oder 

Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht nachgekommen sind. 

 

Auch aus rechtsstaatlichen Grundsätzen wird es für erforderlich gehalten, dass 

ein Verwaltungsverfahren (hier Prüfungsverfahren gegenüber einem Bürger) 

durch einen rechtsmittelfähigen Verwaltungsakt (hier Prüfungsanordnung) ein-

geleitet wird. 

 

 


